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Pro Bürgerbus NRW e.V.

Hinweise zum Muster B des Vertrages zwischen Bürgerbusverein und Verkehrsunternehmen

(bei wirtschaftlicher Abwicklung des Betriebes und weitgehender Übernahme der Aufgaben durch den Bürgerbusverein)

Nach der Richtlinie des Landes NRW zur Förderung von Bürgerbussen vom 22.10.2003 gilt als Voraussetzung für die Förderung ist, dass ein Verkehrsunternehmen oder die Gemeinde Genehmigungsinhaber und verantwortlicher Unternehmer nach dem Personenbeförderungsgesetz der Bürgerbuslinie ist oder bei neuen Bürgerbusvorhaben wird und die Sicherheit des Fahrzeuges, die Aufsicht über den Fahrbetrieb und die Schulung der ehrenamtlichen Fahrerinnen und Fahrer sicherstellt; dies ist vertraglich zwischen dem Genehmigungsinhaber, dem Bürgerbusverein und den einzelnen ehrenamtlichen Fahrern abzusichern.

In dem vorliegenden Vertragsentwurf für die Vereinbarung zwischen dem Bürgerbusverein und dem Verkehrsunternehmen sind diese Mindestanforderungen berücksichtigt. Darüber hinaus werden hier Regelungen zur Verteilung der anfallenden Aufgaben und zur Zusammenarbeit  vorgeschlagen.

In NRW haben sich 2 grundlegende Modelle zur Abwicklung der Betriebskosten von Bürgerbussen entwickelt. Nach dem ursprünglichen Modell werden alle Kosten, die zum täglichen Betrieb des Bussen erforderlich sind, über das Verkehrsunternehmen abgewickelt. Dazu gehören die Betriebsstoffe, Kosten für Pflege, Wartung und Unterstellung des Fahrzeuges sowie Versicherungen. Dafür erhält das Verkehrsunternehmen die Einnahmen aus dem Verkauf der Fahrausweise. Nach Ende des Rechnungsjahres werden die Kosten und Einnahmen gegenübergestellt und mit dem finanziellen Träger des Bürgerbusses, i.d.R. der Gemeinde abgerechnet.

Daneben hat sich ein Modell entwickelt, bei dem der Bürgerbusverein die gesamte finanzielle Abwicklung übernimmt. Der Verein bezahlt sämtliche anfallenden Rechnungen und behält dafür auch die Fahrgeldeinnahmen. In diesem Falle wird der Bürgerbusverein wirtschaftlich tätig und ist dadurch auch steuerpflichtig, aber auch vorsteuerabzugsberechtigt.

Der vorliegende Vertragsentwurf ist gedacht für Bürgerbusvereine, die weitgehend alle Aufgaben in eigener Verantwortung übernehmen wollen und nach dem 2. Modell wirtschaftlich tätig werden. Die in den Paragraphen 2 und 3 genannten Aufgaben können natürlich in Absprache auch anders verteilt werden.

Zu der vertraglichen Vereinbarung zwischen dem einzelnen Bürgerbusfahrer und dem Verkehrsunternehmen liegt ein eigener Mustervertrag vor.
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Pro Bürgerbus NRW e.V.


(M U S T E R -) V E R T R A G

zwischen dem

(Name Verkehrsunternehmen), PLZ, Ort

und dem

(Name Bürgerbusverein), PLZ, Ort

Der

(Name Bürgerbusverein) - nachfolgend Verein genannt -,

vertreten durch den Vorstand

und das

(Name Verkehrsunternehmen) - nachfolgend VU genannt –

vertreten durch (Titel und Namen)

schließen folgenden Vertrag über den Betrieb und die Abwicklung

eines Bürgerbus-Projektes im Gebiet der Gemeinde/Stadt (Name).

§ 1

Vertragsgrundlage

(1) Der Bürgerbusverkehr ist öffentlicher Personennahverkehr und unterliegt den Bestimmungen des Personenbeförderungsgesetzes.

(2) Das VU ist Unternehmerin i.S. des Personenbeförderungsgesetzes und Betriebsführerin auf der Bürgerbuslinie. Sie ist daher rechtlich verantwortlich für die ordnungsgemäße Durchführung des Verkehrs. Das VU beantragt die öffentlich-rechtliche Genehmigung. Der Vertrag erlischt, wenn eine Genehmigung für den Bürgerbusverkehr nicht mehr vorliegt.

(3) Das VU ermächtigt den Verein, den Betrieb auf der genannten Bürgerbuslinie selbständig mit ehrenamtlich tätigen Fahrerinnen und Fahrern durchzuführen.

(4) Der Verein verpflichtet sich, im Rahmen der Ermächtigung unter Beachtung der Vereinssatzung und der gesetzlichen Bestimmungen den Bürgerbusverkehr durchzuführen.

§ 2

Aufgaben des Vereins

Im Rahmen der in § 1 genannten Grundlagen über den Bürgerbusverkehr nimmt der Verein folgende Aufgaben wahr:

1. zuverlässige betriebliche Abwicklung des öffentlichen Linienverkehrs auf der Bürgerbuslinie entsprechend der Konzession

2. Erarbeitung der Linienführung, der Fahrpläne, der Haltestelleneinrichtungen und fahrplanmäßigen Sicherung der Übergänge zum Linienverkehr

3. Werbung, Einsatz und Betreuung der ehrenamtlich tätigen Fahrer, so dass die Einsatzbereitschaft einer ausreichenden Anzahl von Fahrern gewährleistet ist

4. Veranlassung der notwendigen Schritte, damit die Fahrer im Besitz gültiger Fahrerlaubnisse zur Personenbeförderung im Bürgerbus sind einschließlich der regelmäßigen Gesundheitsuntersuchungen

5. Erarbeitung der Dienst- und Einsatzpläne

6. Instandhaltung und Reparatur des Bürgerbusses sowie Beschaffung von Ersatzfahrzeugen bei Ausfall des Bürgerbusses

7. Fahrzeugpflege und Versorgung mit Kraftstoffen und Schmiermitteln

8. Unterstellung des Fahrzeuges außerhalb der Betriebszeiten

9. Erstellung und Druck des Fahrplanes und der Fahrausweise

10. Abrechnung der Fahrgeldeinnahmen mit den Fahrern

11. Erfassung der Kosten, Fahrgeldeinnahmen und Betriebsleistungsdaten sowie Vollerhebung der Fahrgastzahlen einschließlich der unentgeltlichen Beförderung von Schwerbehinderten

12. monatliche Meldung der Fahrgeldeinnahmen, der Anzahl der verkauften Fahrausweise sowie der Betriebsleistungsdaten und der Ergebnisse der Fahrgastzählung an das VU

13. Übernahme und Verantwortlichkeit für die Abwicklung aller Kosten, die aus dem Bürgerbusbetrieb entstehen, einschließlich Gebühren, Versicherungsprämien sowie Sach- und Personalaufwendungen des VU, die sich aus diesem Vertrag ergeben

14. Bürgerkontakt und Öffentlichkeitsarbeit

15. Entgegennahme von Informationen und Anregungen der Bürger und deren Vertretung gegenüber Behörden und dem VU

§ 3

Aufgaben des VU 

Im Rahmen der in § 1 genannten Grundlagen über den Bürgerbusverkehr nimmt das VU folgende Aufgaben wahr:

1. Beschaffung der erforderlichen Genehmigungen nach dem Personenbeförderungsgesetz bei den Genehmigungsbehörden

2. Beschaffung des Bürgerbusses und der betrieblichen Ausrüstung in Abstimmung mit dem Verein und der Gemeinde/Stadt (Name) einschließlich eines Handbuches für Bürgerbusfahrer

3. Betriebsaufsicht und technische Überwachung des Bürgerbusverkehrs

4. Hilfestellung und Beratung des Vereins in allen betrieblichen Fragen einschließlich Erarbeitung der Linienführung, der Fahrpläne, des Tarifes, der Haltestelleneinrichtungen und Sicherung der Übergänge zum Linienverkehr

5. Einweisung und Prüfung freiwilliger Fahrer, Vermittlung der Besonderheiten der Personenbeförderung sowie fortlaufende Schulung

6. Entscheidung über die Zulassung/Aufnahme von Bürgerbus-Fahrern im Einvernehmen mit dem Verein

§ 4

Regeln der Zusammenarbeit

Zur Regelung ihrer Zusammenarbeit im Rahmen der zuvor genannten Aufgaben treffen das VU und der Verein nachfolgende einzelne Regelungen:

(1) Einsatz der ehrenamtlich tätigen Fahrer

1. Der Verein und dessen Mitglieder werden ehrenamtlich tätig und erhalten kein Entgelt. Davon ausgenommen sind Aufwandsentschädigungen für die Fahrerinnen und Fahrer durch den Verein.

2. Alle Mitglieder des Vereins, die Fahrertätigkeiten übernehmen, müssen im Besitz einer gültigen Fahrerlaubnis zur Personenbeförderung im Bürgerbus sein. Dazu müssen die regelmäßigen Gesundheitsuntersuchungen entsprechend der Fahrerlaubnisverordnung bzw. des Erlasses des Verkehrsministeriums NW vom 21.06.1999 wahrgenommen werden, die vom Verein koordiniert und veranlasst werden.

3. Der Verein setzt ausschließlich Mitglied des Vereins als Fahrer ein, wenn sie nach der Einweisung durch das VU vom VU für den Dienst zugelassen worden sind.

4. Das VU versichert sämtliche Vereinsmitglieder, die aktiv im Rahmen des Bürgerbus Projektes tätig sind, wie eigene Mitarbeiter bei einer zuständigen Berufsgenossenschaft. Dazu verpflichtet sich der Verein, den jeweils aktiven Mitgliederbestand, der berufsgenossenschaftlich abgesichert werden muss, durch entsprechende Meldungen an das VU auf dem laufenden zu halten.

5. Der Vorstand des Vereins kann und muss auf Verlangen des VU einen Fahrer aus wichtigem Grunde mit sofortiger Wirkung von seiner Tätigkeit suspendieren. Ein wichtiger Grund liegt u.a. vor:

· bei Entzug der Fahrerlaubnis

· bei Aufhebung des medizinischen Attestes

· bei Erlass eines begrenzten Fahrverbots oder Beschlagnahmung des Führerscheines

· bei einem sonstigen groben Verstoß gegen die Interessen des Vereins oder dem VU

6. Der Vorstand hat das VU über Suspendierungen unverzüglich zu unterrichten. Der Vorstand des Vereins trägt Sorge dafür, dass ausscheidende Fahrer alle im Zusammenhang mit der Tätigkeit als Bürgerbus-Fahrer erlangten Unterlagen und Gegenstände zurückgeben.

(2) Einsatz des Bürgerbusfahrzeuges

1. Das VU beschafft das für die Abwicklung des Verkehrs erforderliche Fahrzeug und stellt es dem Verein zur Verfügung. Das Fahrzeug bleibt Eigentum des VU. Das VU beantragt die Fördermittel des Landes NRW für Bürgerbusfahrzeuge. Die Art des Fahrzeuges sowie Umbau und Ausstattung sind zwischen Verein und VU einvernehmlich abzustimmen. Das Fahrzeug wird mit Funk oder Mobiltelefon ausgestattet, so dass ein ständiger Kontakt mit der Leitstelle des VU möglich ist. Beschaffungs- und Umbaukosten, die über den Landeszuschuss für die Förderung des Bürgerbusfahrzeuges hinausgehen, trägt der Verein.

2. Dem Verein obliegen die laufende Wartung, Instandhaltung und die Durchführung der gesetzlich vorgeschriebenen Zwischen- und Hauptuntersuchungen. Soweit Reparaturen erforderlich sind, werden diese von einer entsprechenden Vertragswerkstatt auf Veranlassung des Vereins in Absprache mit dem VU durchgeführt. Der Verein ist verpflichtet, Mängel an den Fahrzeugen unverzüglich dem VU anzuzeigen, und zwar insbesondere dann, wenn die Betriebssicherheit oder die Funktionsfähigkeit des Fahrzeuges gefährdet ist. Die gleiche Verpflichtung besteht bei Unfällen. Nähere Einzelheiten zum Verhalten bei Unfällen regelt das Handbuch für Bürgerbusfahrer. 

3. Der Verein hat das Recht die Außenflächen des Bürgerbusfahrzeuges als Werbeflächen zu vermarkten. Die Einnahmen daraus erhält der Verein. Die zu Werbezwecken zur Verfügung stehende Fläche ist zwischen Verein und VU einvernehmlich abzustimmen, so dass das Fahrzeug entsprechend dem Corporate-Design des VU als Fahrzeug im öffentlichen Personennahverkehrs erkennbar bleibt. Das VU hat das Recht, eine Werbung abzulehnen, die gegen die Interessen des VU oder gegen die guten Sitten verstößt.

4. Das VU versichert den Bürgerbus im Rahmen der Stellung des VU als Selbstversicherer gemäß § 2 Abs. 1 Ziff. 5 Pflichtversicherungsgesetz gegen Haftpflicht- und Kaskoschäden. 

5. Soweit ein Nachfolgefahrzeug eingesetzt wird, verkauft das VU das vorher eingesetzte Altfahrzeug in Abstimmung mit dem Verein. Der Verkaufserlös wird von den Beschaffungskosten des Neufahrzeuges abgezogen. Mit Genehmigung der Bezirksregierung kann das Altfahrzeug für die Dauer von mindestens 2 Jahren als Ersatzfahrzeug eingesetzt werden. Danach ist das Altfahrzeug vom VU in Abstimmung mit dem Verein zu verkaufen. Der Verkaufserlös geht dem Verein zu.

Falls das Bürgerbusfahrzeug wegen Aufgabe des Bürgerbusbetriebes vorzeitig veräußert werden muss, geht der Erlös nach Abzug der zu erstattenden Zuwendung des Landes NRW an den Bürgerbusverein.

(3) Fahrgeldabrechnung

1. Alle aus dem Fahrkartenverkauf erzielten Einnahmen verbleiben beim Verein zur Erfüllung der satzungsmäßigen Aufgaben. 

2. Der Verein wickelt die Abrechnung mit den Fahrern hinsichtlich der Fahrgeldeinnahmen selbständig ab. Er leistet Gewähr dafür, dass jeder Fahrer die Anzahl der Fahrgäste und der verkauften Fahrausweise zählt und die Ergebnisse dieser Zählung mindestens monatlich an den Vorstand weitergibt.

3. Das VU beantragt die Erstattung der Fahrgelder für unentgeltlich beförderte Schwerbehinderte nach § 62 Schwerbehindertengesetz entsprechend der Fahrgasterhebung des Vereins und zahlt diese Erstattung an den Verein aus.

(4) Erstattung der Kosten des VU

1. Das VU informiert den Verein rechtzeitig über alle entstehenden Kosten sowie über Änderungen oder anstehende Maßnahmen, die sich auf die Höhe der regelmäßig entstehenden Kosten auswirken.

2. Das VU stellt dem Verein Kosten und Aufwendungen, die ihm durch die vereinbarten Aufgaben entstehen, regelmäßig, mindestens jährlich nach Abschluss des Kassenjahres unter Vorlage der entsprechenden Belege in Rechnung. Berechnungsgrundlage der Personalkosten sind die Produktivstundensätze des Landes NRW in der jeweils gültigen Fassung.

(5) Überwachungspflichten

1. VU und Verein können eine geeignete Person bestimmen, die für die dem Verein anvertrauten Sachen, einschließlich Bürgerbus und für den Betriebsablauf zuständig ist. Diese Person hat dann zugleich Weisungsbefugnis gegenüber den Fahrern.

2. Das VU hat als verantwortlicher Unternehmer das Recht und die Pflicht, die Betriebseinrichtungen und insbesondere das Fahrpersonal zu überwachen.

(6) Haftpflicht

1. Das VU stellt die Mitglieder des Vorstandes sowie persönlich Handelnde von der Haftung für fahrlässiges Handeln im Rahmen der Betriebsdurchführung Dritten gegenüber frei. Die Haftungsfreistellung gilt nicht für strafbare Handlungen und Ordnungswidrigkeiten.

2. Der Vereinsvorsitzende verpflichtet sich, dem VU unverzüglich, spätestens binnen 3 Tagen, gegen den Verein gerichtete Ansprüche aus und in Verbindung mit dem Beförderungsvertrag  bekanntzugeben und die entsprechenden Unterlagen an das VU zu übersenden. Dies geschieht unabhängig von einer mündlichen Meldung des jeweiligen Bürgerbusfahrers an die Leitstelle des VU.

§ 5

Laufzeit und Kündigung des Vertrages

(1) Die Vertragsparteien können diesen Vertrag jederzeit schriftlich unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 3 Monaten kündigen, ohne dass daraus ein Recht auf Schadenersatz entstehen kann. Das VU ist berechtigt, den Vertrag fristlos zu kündigen,


· wenn sich der Verein auflöst oder

· wenn eine ordnungsgemäße Durchführung des Bürgerbusbetriebes durch den Verein nicht mehr möglich ist.


(2) Der Vorstand ist bei einer Kündigung verpflichtet, alle im Zusammenhang mit der Durchführung dieses Vertrages erlangten Unterlagen, Gelder und Gegenstände an das VU herauszugeben. 

(3) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, sind diese Bestimmungen durch andere, für die Vertragspartner zumutbare Regelungen zu ersetzen. Die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen wird dadurch nicht berührt

Ort, (Datum)

Für den Verein
Für das VU

Vertragsmuster B


bei weitgehender Übernahme der Aufgaben und Verantwortlichkeiten durch den Bürgerbusverein
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